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NICHT ZUR VERBREITUNG IN DEN VEREINIGTEN STAATEN VON AMERIKA 
 
Neue USD-Anleihe der Bundesrepublik Deutschland 
 
Das Bundesministerium der Finanzen hat die Bundesrepublik Deutschland - 
Finanzagentur GmbH beauftragt, demnächst eine neue US-Dollaranleihe des Bundes 
über ein Bankenkonsortium zu begeben. Die Anleihe wird voraussichtlich eine Laufzeit 
von drei Jahren haben, ihr Emissionsvolumen und die weiteren Konditionen werden je 
nach Marktlage festgelegt. 

Die Emission soll Einsparungen zugunsten des Bundeshaushalts erreichen, die sich aus 
Zins- und Währungsdifferenzen des Euro- und Dollarraumes derzeit ergeben. Die für 
den Bundeshaushalt entstehenden Zins- und Währungsrisiken werden von der 
Finanzagentur vollständig abgesichert. 

Mit dem Vorhaben stellt der Bund, der bereits im Jahr 2005 eine Dollaranleihe begeben 
hatte, eine kontinuierliche Marktpräsenz sicher. 
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